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Liebe Leserin,  
lieber Leser,

noch nie hatten Menschen in Deutschland einen so gesunden Start ins Leben. Die Lebens-
erwartung von Neugeborenen ist höher denn je. Viele Krankheiten können hierzulande 
geheilt werden, an denen Menschen vor nur wenigen Jahrzehnten sterben mussten. Und: 
Noch nie konnten sich Menschen so gut informieren, was gesund und was krank macht. 
Nie war ein so intensiver Austausch darüber möglich, wie es um die Gesundheit der  
Bevölkerung steht.

Mit einem Mehr an Information steigt auch die Selbstverantwortung. Die Informationen  
müssen richtig gelesen, bewertet werden und zu einer Entscheidung führen. Wie Mensch 
und Medizin dabei mit der Abwägung von vermeintlichen Risiken und Nutzen umgehen,  
erklärt uns unser Interviewpartner Prof. Gerd Gigerenzer, Psychologe und Direktor am 
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung. 

Unsere zweite Interviewpartnerin, die Drogenbeauftragte der Bundesregierung, Marlene 
Mortler, führt uns zu einer ganz anderen Perspektive auf das Thema Gesundheit, riskantes 
Verhalten und dessen Folgen. Krankenhausdiagnosen oder Statistiken zeigen dabei im 
Idealfall, wo präventiv gehandelt werden kann.

Unser Schwerpunktthema Gesundheit ist eine Stippvisite zu den Gesundheitsdaten des 
Statistischen Bundesamtes und wir werden hier definitiv nicht der Fülle gerecht, die unser 
Haus an Daten zum Thema anbietet. Sie können also entspannt und neugierig weitere 
Gesundheitsthemen selbst auf www.destatis.de erkunden. Denn Neugier ist ein Zeichen 
von Gesundheit.

In diesem Sinne – Bleiben Sie gesund.

Ihr

Roderich Egeler
Präsident des Statistischen Bundesamtes
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Vision
Das Statistische Bundesamt ist der führende Anbieter qualitativ hoch-
wertiger statistischer Informationen über Deutschland.

Wir liefern die für die Willensbildung und die Entscheidungsprozesse  
in einer demokratischen Gesellschaft notwendigen statistischen In- 
formationen und garantieren die Neutralität, Objektivität und wissen- 
schaftliche Unabhängigkeit unserer Arbeiten sowie die vertrauliche 
Behandlung der uns überlassenen Einzeldaten.

Unsere Leistungsfähigkeit beruht auf der innovativen Kraft, Kompetenz 
und Kundenorientierung unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
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Beschäftigte

Beschäftigte am Standort Wiesbaden  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 1 770
Beschäftigte am Standort Bonn  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 595
Beschäftigte am Standort Berlin  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 23
Tarifbeschäftigte � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 68 %
Beamtinnen und Beamte  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 29 %
Auszubildende  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 3 %
Anteil der Frauen an den Beschäftigten  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 57 %
Anteil der weiblichen Führungskräfte  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 36 %
Beschäftigte in Teilzeit  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 23 %
Durchschnittliche Fortbildungstage je Beschäftigten  � � � � � � � � � � � � � � � 2,5

Finanzen

Veranschlagte Haushaltsmittel  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 156,8 Millionen Euro
Anteil am Haushalt des Bundesministeriums des Innern  � � � � � � 2,7 % 
Anteil am Bundeshaushalt  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 0,05 %

Presse und Service

Anfragen aus dem Deutschen Bundestag  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 662
Pressemitteilungen  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 474
Pressekonferenzen  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 6
Tweets  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 597
Anfragen per Telefon  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 26 204
Schriftliche Anfragen  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 9 940

Datenbank GENESIS-Online

Tabellenabrufe  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 2,8 Millionen
Verfügbare Statistiken  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 215
Verfügbare Werte  � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � 563 Millionen

Das Statistische Bundesamt in Zahlen 2014
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Destatis 2014: 
mobil und interaktiv

Verkehrsunfallkalender

Es gibt Tage, an denen lässt man das Auto besser stehen. Fahren 
Sie mit dem Mauszeiger über den Kalender und lassen Sie sich 
anzeigen, an welchen Tagen im Jahr Alkoholunfälle und Unfälle 
mit Personenschäden gehäuft auftreten.

So wohnt Deutschland

Kommen Sie mit auf die geführte Deutschlandtour oder lassen 
Sie sich zeigen, wie es in Ihrem Heimatkreis rund um das Thema 
Wohnen steht. Wo gibt es die meisten Neubauten, die meisten 
Eigentumswohnungen und den höchsten Wohnungsleerstand? 
Die Daten basieren auf den Ergebnissen des Zensus 2011.

Statistisches Bundesamt, Jahresbericht 201408



Broschüren für Tablet und Smartphone

Unsere Themenbroschüren bieten wir neben 
der PDF-Version auch als barrierefreie ePUB-
Formate für Tablets und Smartphones an.

Mobile Version der Destatis-Website

Sie sind mit dem Smartphone unterwegs und suchen 
Daten? Die neue mobile Version der Destatis-Website 
ermöglicht jetzt auch den komfortablen Zugriff über 
kleine Bildschirme.

twitter@destatis

Unsere Tweeds bieten mehr als 140 Zeichen. Grafiken 
und Tabellen werden direkt mitgeliefert. Folgen Sie 
uns – es war noch nie so einfach, auf dem Laufenden 
zu bleiben!

Statistisches Bundesamt, Jahresbericht 2014 09



Eine gute Reputation ist für Unternehmen und Institutionen der wichtigste 
immaterielle Wert. In Zusammenarbeit mit einem externen Dienstleister hat 
Destatis eine Reputationsanalyse durchgeführt. Dabei wurde ein metho- 
discher Ansatz gewählt, der häufig in der Produktentwicklung und im Quali-
tätsmanagement von Unternehmen zum Einsatz kommt – ein Novum für  
eine Behörde.

Neue Wege mit der  
Reputationsanalyse

10 Statistisches Bundesamt, Jahresbericht 2014



Das Erhebungsdesign für die Reputations- 
analyse wurde von Destatis in Zusammen-
arbeit mit dem LINK-Institut Frankfurt entwi-
ckelt. Das Institut führte 2013 die Feldphase  
durch und legte 2014 die Ergebnisse der 
Studie vor. Im quantitativen Teil der Studie 
wurden insgesamt fast 5 000 Online- und 
Telefoninterviews durchgeführt. Da aus 
Datenschutzgründen keine Kontaktdaten 
aus amtlichen Erhebungen genutzt werden 
konnten, wurden die entsprechenden Ziel-
gruppen über repräsentative Auswahlver-
fahren wie Telefonstichproben und tagesak-
tuelle Datenbanken rekrutiert.

Was ist der Nutzen einer Reputations- 
analyse?

Zunächst wird gemessen, wie es um die Repu-
tation bei wichtigen Zielgruppen steht. Darü-
ber hinaus liefert sie konkrete Anhaltspunkte, 
wie die Reputation bei diesen Zielgruppen 
trotz knapper Ressourcen verbessert wer-
den kann. Klingt einfach, ist es aber nicht. 
Die Erfüllung der Zielgruppenerwartungen 
im Hinblick auf Datensuche, Datenzugang 
und Datennutzung sind Faktoren, die die 
Reputation beeinflussen. Doch was sind die 
grundlegenden Erwartungen der Zielgruppen 
an einen modernen Datendienstleister und 
was wollen sie darüber hinaus? Um diese 
Fragen zu beantworten, muss zunächst auf 
die Probe gestellt werden, was man über die 

Bedürfnisse der eigenen Anspruchsgruppen 
zu wissen glaubt.

Was denken Zielgruppen wirklich?

Wenn Zielgruppen in herkömmlichen Kun-
denbefragungen nach der Bewertung der 
vorhandenen Produkte und Leistungen 
befragt werden, können dabei potenziell 
neue und latente (unerfüllte) Anforderun-
gen nicht in ausreichendem Maße berück-
sichtigt werden. Aus diesem Grund kamen 
im Rahmen der Reputationsanalyse zu-
nächst qualitative Verfahren zum Einsatz, 
um mögliche Bedürfnisse und latente An-
forderungen der Zielgruppen (unabhängig 
von den tatsächlich angebotenen Leistun-
gen) zu identifizieren. Neben der Reputati-
onsmessung standen im qualitativen Teil  
die Erfassung von Muss-Anforderungen 
(Basisfaktoren) und Begeisterungsfaktoren  
der Zielgruppen im Hinblick auf Datensu-
che, Datennutzung und den Erhebungs-
prozess im Vordergrund. Dabei wurde das 
sogenannte KANO-Modell angewendet, 
eine Methode, die in den 1980er Jahren 
vom japanischen Psychologen Kano an 
der Universität Tokyo entwickelt wurde. 
Es wird häufig in der Produktenwicklung 
und Qualitätskontrolle eingesetzt und 
wurde im Rahmen der Studien an die 
Erfordernisse der Destatis-Reputations- 
analyse angepasst.

Basisfaktoren sind Muss-Anforderun-
gen, deren Erfüllung von einer bestimm-
ten Zielgruppe selbstverständlich und 
unausgesprochen vorausgesetzt wird. 
Werden sie nicht erfüllt, führt dies zu 
Unzufriedenheit. 

Begeisterungsfaktoren sind unerwarte-
te Leistungen, die begeistern und sich 
positiv auf die Reputation auswirken 
können. Sie lösen keine Unzufriedenheit 
aus, wenn sie nicht vorhanden sind, da 
sie nicht erwartet werden.

11Statistisches Bundesamt, Jahresbericht 2014



Welche Zielgruppen wurden befragt?

Als Reputationsträger spielen für Destatis 
nicht nur Datennutzer, sondern auch Aus-
kunftgebende eine wichtige Rolle. Zahl-
reiche Privatpersonen und Unternehmen 
werden regelmäßig zu Befragungen mit 
freiwilliger oder verpflichtender Teilnahme 
herangezogen. Ihre Wahrnehmungen prä-
gen einen Gesamteindruck von der amtli-
chen Statistik, ohne zwischen den für die 
Befragungen vor Ort zuständigen Statis-
tischen Landesämtern und dem Statisti-
schen Bundesamt zu unterscheiden. Eine 
gute Reputation der amtlichen Statistik bei 
den Auskunftgebenden lässt eine positive 
Rückkopplung auf die Datenqualität und 
eine höhere Teilnahmebereitschaft bei frei-
willigen Erhebungen erwarten.

Die verstärkte Nutzung von Online-Medien 
im Pressewesen hat zu einer Spezialisie-
rung geführt. Insbesondere über Bedürf-
nisse der schnellen Multiplikatoren wie die 
Daten- und Onlinejournalisten bestand In-
formationsbedarf.

Junge Akademiker nutzen statistische Da-
ten im Studium und im späteren Arbeitsle-
ben. Es ist davon auszugehen, dass sie im 
Anschluss an ihre universitäre Ausbildung 
in der Wirtschaft, im öffentlichen Dienst 

oder in der Wissenschaft arbeiten. Deshalb 
ist ihre Wahrnehmung des Statistischen 
Bundesamtes bei Hochschulabsolventen 
und Doktoranden von besonders nachhal-
tiger Bedeutung.

Destatis erzielt gute bis sehr gute Reputa-
tionswerte

Das Statistische Bundesamt erreichte im 
Durchschnitt gute bis sehr gute Reputa-
tionswerte. Diese variierten allerdings 
deutlich zwischen Auskunftgebenden und 
Multiplikatoren. Ein Teil dieser Unterschie-
de ist darauf zurückzuführen, dass die 
Auskunftgebenden größtenteils verpflich-
tet sind, mit ihrer Datenlieferung eine Leis-
tung für die amtliche Statistik zu erbringen, 
während die Multiplikatoren beim Statisti-
schen Bundesamt Leistungen in Form von 
Daten oder Beratung in Anspruch nehmen. 
Die Ergebnisse der KANO-Analyse zeigen, 
dass das Zurückspielen der Ergebnisse 
nach Befragungen für Auskunftgebende 
(insbesondere Unternehmen) eine Muss-
Anforderung ist. Ihre Erfüllung kann ein 
Gegengewicht zum empfundenen Aufwand 
der Befragten bilden und sich positiv auf 
die Reputation der amtlichen Statistik aus-
wirken. Dieser Bedarf wird derzeit nicht 
systematisch erfüllt und es werden Lösun-
gen diskutiert, die die Statistischen Ämter 
der Länder mit einbinden.

Diese Zielgruppen wurden in der  
Reputationsanalyse befragt

¬ Auskunftgebende  
(Unternehmen und Haushalte)

¬ Online- und Datenjournalisten  
(schnelle Multiplikatoren)

¬ Hochschulabsolventen und Doktoranden 
(junge Multiplikatoren)

12 Statistisches Bundesamt, Jahresbericht 2014



Die Analyse zeigt am Beispiel der schnellen 
und jungen Multiplikatoren, dass die Statis-
tikkompetenz von wichtigen Zielgruppen oft 
überschätzt wird. Beispielsweise sind Le-
sehilfen für Grafiken und Tabellen für beide 
Gruppen ein Begeisterungsfaktor. Auf Basis 
dieser Ergebnisse können Produkte mit re-
lativ geringem Aufwand im Sinne der Ziel-
gruppen optimiert werden. Überraschend 
ist, dass die Präsenz des Statistischen Bun-
desamtes in sozialen Medien für beide Ziel-
gruppen eine untergeordnete Rolle spielt.

Ergebnisse fließen in die strategische 
Planung ein

Für die zukünftigen Planungen des Statis-
tischen Bundesamtes sind die Ergebnisse 
sehr wichtig, da Ressourcen nun in Bezug 
auf „Reputationsgewinne“ bei den befrag-
ten Zielgruppen effektiver eingesetzt wer-
den können. Handlungsfelder, die aus den 
Ergebnissen abgeleitet werden können, 
sind bereits in die strategischen Planungen 
von Destatis eingeflossen, entsprechende 
Maßnahmen müssen in den nächsten Jah-
ren auch in Kooperation mit den Statisti-
schen Landesämtern umgesetzt werden.

7 = sehr hohe 
Reputation

6

5

4

3

2

1

0 = sehr niedrige 
Reputation

Reputationswerte nach Zielgruppen 2013

5,3 5,3

4,6

Unternehmen

junge  
Multiplikatoren

schnelle  
Multiplikatoren

Haushalte

4,7
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Unsere Daten zeigen,  
wie es in Deutschland um  
die Gesundheit steht
Das Thema Gesundheit lässt niemanden  
kalt, besonders wenn es um die eigene 
Gesundheit, um Diagnosen und Be-
handlungen oder auch um die Kosten 
des Gesundheitssystems geht.

Schw
erpunktthem

a

Gesundheit

Gesundheitsdaten im Lebenslauf Gesundheitsökonomie (S. 17)(S. 16)

14 Statistisches Bundesamt, Jahresbericht 2014



PerspektivenGesunde PartnerschaftenGesundheitsindikatoren (S. 22) (S. 25)(S. 24)

15Statistisches Bundesamt, Jahresbericht 2014



Kinder in Deutschland kommen meist in 
einer Klinik und immer öfter durch Kaiser-
schnitt auf die Welt. Inzwischen wird fast 
jede dritte Frau durch Kaiserschnitt entbun-
den. Dies ist nur ein interessantes Ergebnis 
der Krankenhausstatistik. Die Gründe für 
den Anstieg von Kaiserschnittgeburten 
werden von Fachleuten kontrovers disku-
tiert. Die Politik hat darauf reagiert. Bei-
spielsweise hat das nordrheinwestfälische 
Gesundheitsministerium einen runden 
Tisch eingerichtet, um die komplexen Grün-
de für den Anstieg zu klären. Ergebnisse 
sollen bis Ende 2015 vorliegen.

Auch in Kindheit und Jugend sind statio-
näre Krankenhausaufenthalte nicht völlig 
vermeidbar. Bei Kindern bis 14 Jahren ge-
hören das Einschneiden des Trommelfells 
zur Öffnung der Paukenhöhle sowie die 
Entfernung der Rachenmandeln zu den 
häufigsten Operationen. Aufmerksam 
beobachtet werden auch die Daten zu Ju-
gendlichen, die aufgrund akuten Alkohol-
missbrauchs stationär in die Krankenhäu-
ser eingeliefert werden. Der Anstieg dieser 
Zahlen hat dazu beigetragen, dass etwa in 
Bremen das Bußgeld für die Abgabe von 

Alkohol an Jugendliche drastisch angeho-
ben wurde.

Das Interesse an den Diagnosen im Rah- 
men stationärer Krankenhausbehandlungen  
hängt mit Schlagzeilen zusammen, die in 
letzter Zeit zu lesen sind: „In Deutschland 
werden Patienten so oft im Krankenhaus 
behandelt wie in kaum einer anderen  
Industrienation“ oder „Operieren wie am 
Fließband“. Mit den Angaben der Kranken- 
hausstatistik können tausende verschiede-
ne Diagnosen unterschieden werden. Sie 
sind nach der Internationalen Klassifika-
tion der Krankheiten und verwandter Ge-
sundheitsprobleme (ICD) gegliedert. Dabei 
ist interessant wie sich das Spektrum der 
Diagnosen für Patientinnen und Patienten 
verschiedener Altersgruppen unterscheidet 
oder welche regionalen Unterschiede sich 
bei der Häufigkeit verschiedener Diagnosen 
feststellen lassen. Kürzlich veröffentlichte 
Studien der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) und der Bertelsmann-Stiftung be-
schäftigen sich eingehend mit dem Thema 
und beziehen sich unter anderem auf die 
Krankenhausstatistik.

Besondere Beachtung genießen Informa-
tionen zum Rauchverhalten und zu den 
Körpermaßen der erwachsenen Bevölke-
rung. Sie werden alle vier Jahre bei den 
Personen in ausgewählten Haushalten 
im Rahmen des Mikrozensus erfragt und 
geben die subjektive Einschätzung der 
Befragten wieder. Die Angaben zum Rau-
chen sind beispielsweise für die Drogen-
beauftragte der Bundesregierung von 
großem Interesse (Interview auf Seite 
27). Statistiken zu Todesursachen infor-
mieren über den finalen Gesundheitssta-
tus. Die Todesursachenstatistik hat eine 
lange Tradition. Erste Aufzeichnungen 
von zum Tode führenden Krankheiten 
existieren seit 1877. Sie sind eine wich-
tige Grundlage für Medizin, epidemio-
logische Forschung und Gesundheits-
politik. Aus den Ergebnissen werden 
Handlungsempfehlungen und Strategien 
zum Beispiel für die Prävention im Be-
reich Krebsfrüherkennung abgeleitet. Im 
Kern geht es um die Frage, durch welche 
präventiven und medizinisch-kurativen 
Maßnahmen die Lebenserwartung und 
die Lebensqualität der Bevölkerung er-
höht werden kann.

Gesundheitsdaten im Lebenslauf der Menschen
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Das Gesundheitswesen in Deutschland hat 
sich in den letzten Jahrzehnten als ein Be-
reich mit beachtlicher volkswirtschaftlicher 
Bedeutung herauskristallisiert. Die Ausga-
ben für Gesundheit überstiegen in Deutsch-
land 2012 erstmals die Marke von 300 Mil-
liarden Euro. Etwa jeder achte Beschäftigte 
war im Gesundheitswesen tätig, das waren 
insgesamt rund 5,2 Millionen Beschäftigte. 
Der ausgeprägte Dienstleistungscharakter 
macht das Gesundheitswesen zu einem 
personalintensiven Wirtschaftszweig. An-
gesichts des medizinisch-technischen Fort-
schritts und der demografischen Alterung 
dürfte die Bedeutung des Sektors weiter 
zunehmen. Zutreffend ist aber auch, dass 
das Gesundheitswesen vor der Heraus-
forderung steht, Patientenwohl und Wirt-
schaftlichkeit miteinander in Einklang zu 
bringen. Mehrere Gesundheitsreformen ha-
ben die Entwicklung der Krankenhausland-
schaft in Deutschland in den vergangenen 

20 Jahren geprägt. Wie schlagen sich diese 
Umstrukturierungsprozesse in der Statistik 
nieder? Welche Trends sind dabei auszu-
machen? Schließungen, Fusionen oder Um-
widmungen von Kliniken lassen die Zahl der 
Krankenhäuser in den letzten Jahren immer 
weiter sinken. 2013 gab es weniger als 2 000 
Krankenhäuser in Deutschland. Gleichzeitig 
fand ein deutlicher Abbau der Kapazitäten 
statt. Im Vergleich zu 1991 stand 2013 ein 
Viertel weniger Betten zur Verfügung. Ein 
starker Aufwärtstrend ist bei ambulanten 
Operationen zu beobachten. Oft ist das 
im Sinne der Patientinnen und Patienten 
und in der Regel spart es Kosten. Seit 
2004 werden die Leistungen, die das Kran-
kenhaus erbringt, nicht mehr nach den 
Pflegetagen abgerechnet, sondern nach 
sogenannten Fallpauschalen (Diagnosis 
Related Groups – DRGs). Auch dazu bietet 
die Krankenhausstatistik sehr differen-
ziertes Datenmaterial an. Einen deutlichen 

Suizid Demenz

Alkohol

Schlaganfall

DiabetesLebenserwartung
Psychische Erkrankungen

Krankenversicherung

Krankenstand Brustkrebs

Geburten

Rauchen

Übergewicht

Todesursachen

Adipositas Drogen

Pflegebedürftige

Depression

Krebs

Krankenhausstatistik

Beschäftigungsmotor oder Finanzierungslast? 
Gesundheitsdaten aus ökonomischer Perspektive

Informationszugewinn stellt insbesondere 
die Prozeduren-, Diagnose- und Leistungs-
statistik dar. Die Versorgung gesunder 
Neugeborener sowie Speiseröhrenentzün-
dungen, Magen-Darm-Entzündungen und 
andere verschiedene Erkrankungen der 
Verdauungsorgane waren 2012 die am 
häufigsten abgerechneten Fallpauschalen. 
Nicht immer sind diese auch die Teuersten. 
Wird danach unterschieden, welche Fall-
pauschalen den größten Anteil der Behand-
lungserlöse ausmachten, dann standen die 
Korrektur oder der Ersatz des Hüftgelenks 
gefolgt von der Kniegelenkimplantation 
oder -revision an oberster Stelle. Die teu-
ersten und komplexesten Behandlungen 
waren Organtransplantationen mit Lang-
zeitbeatmung sowie die Behandlung von 
Schwerstverletzten mit Polytrauma bezie-
hungsweise von Komapatienten, die einer 
hochaufwändigen intensivmedizinischen 
Versorgung bedurften.

PerspektivenGesunde PartnerschaftenGesundheitsindikatoren (S. 22) (S. 25)(S. 24)

Psychische ErkrankungenPsychische Erkrankungen
www.destatis.de

20 häufig gesuchte Begriffe zum Thema Gesundheit auf www.destatis.de
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Herr Prof. Gigerenzer, Sie beschäftigen sich 
am Max-Planck-Institut für Bildungsfor-
schung mit dem Thema Risikoforschung und 
in diesem Zusammenhang auch mit statisti-
schem Denken. Sie sagen, das statistische 
Denken ist in der Bevölkerung nicht ausrei-
chend ausgebildet, obwohl der Umgang mit 
Zahlen genauso wichtig ist, wie Lesen und 
Schreiben.

Statistisches Denken ist nicht genügend 
ausgeprägt – darüber gibt es keinen Zweifel. 
Aber nicht nur Laien, sondern auch Exper-
ten gerade aus dem Bereich von Gesundheit 
oder Finanzen kennen ganz grundlegende 
Prinzipien von Statistiken nicht. 70 bis 80 % 
aller Ärzte die wir in Deutschland und in den 
USA befragt haben, verstehen ihre eigenen 
Gesundheitsstatistiken nicht. Sie liegen 
systematisch daneben oder gehen davon 
aus, dass Testergebnisse absolut sicher sei-
en. Der Mangel an statistischem Denken ist 
also nicht nur in der Allgemeinbevölkerung 
festzustellen, sondern Experten haben das 
gleiche Problem. Testen Sie mal ihren Bank-
berater.

Woran liegt es, dass statistische Kompeten-
zen nicht ausreichend ausgebildet sind?

Über die Gründe gibt es verschiedene Ansich-
ten. Viele meiner Kollegen sind der Meinung, 
dass das Problem bei den Normalverbrau-
chern liegt, nicht bei den Experten. Daraus 
entsteht die Idee, dass normale Menschen 
nicht richtig mit Risiken umgehen können. 

Im Interview:  
Prof. Gerd Gigerenzer 
Direktor am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung und des 
Harding-Zentrums für Risikokompetenz

Also muss man Experten sammeln, die Tü-
ren schließen, das Richtige entscheiden und 
die Menschen so anstoßen, dass sie in die 
richtige Richtung gehen. Als Philosophie für 
das 21. Jahrhundert ist das gefährlich. Das 
ist Paternalismus pur. Das ist die gängigste 
Meinung und das ist nicht meine Meinung.

Man kann jedem Menschen statistisches 
Denken beibringen. Gehen Sie mal 200 
Jahre zurück. Damals gab es gebildete 
Menschen, die nie geglaubt hätten, dass 
das Volk jemals lesen und schreiben lernen 
könnte. Das haben wir in unserem Bildungs-
system geschafft. Statistisches Denken be-
deutet nicht, dass man ein Diplom in Statis-
tik macht. Man lernt gute Fragen zu stellen: 
Was ist der Nutzen, was ist der Schaden? Wo 
liegen die wirklichen Risiken? Zum Beispiel 
ins Krankenhaus zu gehen und unter den 
Tausenden zu sein, die jährlich an vermeid-
baren und dokumentierten Fehlern sterben –  
weil man dort etwa keine Checklisten hat 
und dann beim Einsetzen von Kanülen In-
fektionen entstehen. Das ist der große Bil-

dungsauftrag des 21. Jahrhunderts: Jedem 
Menschen statistisches Denken, also kri-
tisches Denken beizubringen mit dem man 
Risiken vernünftig einschätzen kann.

Welche Rolle spielen Experten dabei?

Nicht alle Experten helfen der Bevölkerung, 
Risiken besser zu verstehen. Beispielswei-
se wird der Nutzen der Früherkennung von 
Brustkrebs seit Jahren irreführend darge-
stellt, so dass er höher aussieht als er ist. 
Die Folge ist, dass die deutschen Frauen am 
schlechtesten über den Nutzen Bescheid 
wissen, wie wir in einer europaweiten Stu-
die gezeigt haben. Russinnen verstehen den 
Nutzen deutlich besser. Dabei wäre dieser 
einfach zu vermitteln. Randomisierte Stu-
dien mit über 500 000 Frauen zeigen: Von 
je 1 000 Frauen über 50, welche nicht zum 
Screening gehen, sterben nach zehn Jahren 
etwa fünf an Brustkrebs, und bei jenen die 
zum Screening gehen, sind es vier, also eine 
weniger. Das ist allerdings kaum einer Frau 
bekannt, da man ihnen mitgeteilt hat, dass 
die Früherkennung das Risiko an Brustkrebs 
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zu sterben um 20 % senkt. Statt verständlich 
zu berichten, dass die absolute Reduktion 1 
von 1 000 ist, hat man mit relativen Zahlen 
gearbeitet und dann meist noch von 20 % 
auf 30 % aufgerundet. Die Deutsche Krebs-
hilfe hat beispielsweise bis zum Jahr 2009 in 
ihren Blauen Ratgebern mit relativen Zahlen 
gearbeitet. Frauen können auf Basis solcher 
Informationen keine vernünftige, aufgeklär-
te Entscheidung treffen. Die relativen Risiken 
und anderen irreführenden Statistiken sind in-
zwischen aus den Blauen Ratgebern gestri-
chen worden – aber die verständlichen ab-
soluten Zahlen anzugeben, dazu hat sich die 
Krebshilfe bisher nicht durchringen können. 
Jetzt gibt es keine Zahlen über den Nutzen 
mehr. Das hilft den Frauen auch nicht weiter. 
Ich hoffe, dass die Krebshilfe bald einen wei-
teren Schritt hin zur ehrlichen Information 
macht. Auch zum Prostata-Screening gibt 
es ähnlich verwirrende Informationen, die 
zu Fehleinschätzungen der Männer im Hin-
blick auf den Nutzen dieser Untersuchungen 
führen. Viele Ärzte und Patienten verstehen 
auch nicht, was ein Testergebnis bedeutet. 
Manche Gynäkologen empfehlen Frauen 
einen Ultraschall zur Früherkennung von Ei-
erstockkrebs, obwohl sie damit gegen die 
Richtlinien verstoßen, da dieser Test keinen 
Nutzen sondern nur Schaden hat. Von je 100 

positiven Screening-Tests mit Ultraschall auf 
Eierstockkrebs sind 99 falsch. Von diesen 99 
Frauen ohne Krebs werden bei etwa 33 die 
Eierstöcke unnötigerweise entfernt. Mit al-
len Risiken für die Gesundheit der Frau und 
die Folgen für das Gesundheitssystem.

Warum ist die Zahlenblindheit gerade im Ge-
sundheitsbereich so ausgeprägt? 

Es mangelt an Verständnis bei den Ärzten 
und das liegt an den medizinischen Fakul-
täten und an der Fortbildung – statistisches 
Denken wird nicht verständlich gelehrt. 
Außerdem liegt es an bestehenden Inter-
essenkonflikten, zum Beispiel im Hinblick 
auf Leistungen, die nicht von den Kranken-
kassen erstattet werden (sogenannte IGel-
Leistungen). Das sind oft Leistungen, die 
die Krankenkassen zu Recht nicht bezahlen, 
weil sie keinen erwiesenen Nutzen haben 
aber Schäden anrichten können. Einen Arzt, 
der Ihnen IGel-Leistungen anbietet und Sie 
nicht über Nutzen und Schaden informiert, 
sollten Sie meiden.

Ärzte stehen häufig im Fokus Ihrer Kritik. 
Gibt es noch andere Berufsgruppen, die be-
sonders betroffen sind?

Finanzexperten. Meine Mitarbeiter haben 
Studien mit Bankberatern und mit New Yor-

ker Analysten durchgeführt. Diese verstehen 
häufig nicht, was sie ihren Kunden verkau-
fen. Auch politische Entscheider verstehen 
Statistiken nicht immer, und hier gibt es 
auch genügend Beispiele, wo mit irreführen-
den Zahlen gearbeitet wird. Gesellen sich zu 
einem mangelnden statistischen Verständ-
nis noch Interessenskonflikte und eine ne-
gative Fehlerkultur – dann ist das Ergebnis 
nahezu eine Kunstform der defensiven Ent-
scheidungsfindung.

Es fehlt offenbar an statistischem Denken 
im Sinne von lebensnahem Wissen. Wie 
kann man diese Kompetenzen Ihrer Mei-
nung nach fördern?

Wir lehren Kindern immer noch die Mathe-
matik der Sicherheit, nicht die Mathematik 
der Unsicherheit. Algebra, Geometrie, sol-
che schönen Dinge, die ich auch gelernt 
habe. Wir müssen den Mut haben, das 
umzudrehen. Die schönen Dinge sollte 
man lehren, nachdem man die für das Le-
ben nützlichen Dinge gelehrt hat und nicht 
umgekehrt. Im derzeitigen Lehrplan kommt 
dann am Ende schnell noch ein bisschen 
Statistik. Schon in den ersten Klassen soll-
ten wir Kindern spielerisch beibringen wie 
man mit Risiken umgeht, wie man selbst 
empirisch tätig wird. Das ist der große Vor-

Christoph Drösser moderiert das Podiumsgespräch zum Buch 
„Warum Genmais nicht tötet und dick nicht doof macht“ im i-Punkt 
des Statistischen Bundesamtes Berlin.
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Prof. Gerd Gigerenzer ist Psychologe und Di-
rektor am Max-Planck-Institut für Bildungs-
forschung und des Harding-Zentrums für 
Risikokompetenz in Berlin. Er trainiert ameri-
kanische Bundesrichter, deutsche Ärzte und 
Manager in der Kunst des Entscheidens und 
im Umgang mit statistischen Risiken und Un-
sicherheiten. Seine Bücher „Das Einmaleins 
der Skepsis“, „Bauchentscheidungen: Die 
Intelligenz des Unbewussten“ und „Risiko: 
Wie man die richtigen Entscheidungen trifft“ 
wurden in 21 Sprachen übersetzt.

teil von Statistik gegenüber anderen ma-
thematischen Themen. Es fordert heraus, 
eigene Experimente zu machen und empi-
risch statt ängstlich zu denken. Das fördert 
letztendlich die Risikokompetenz der Her-
anwachsenden, die sie in ihrem Leben so 
dringend brauchen.

Was kann das Statistische Bundesamt dazu 
beitragen, Statistikkompetenz zu fördern?

Ihr Statistisches Jahrbuch ist ja schon recht 
ansprechend geworden, mit bunten Grafi-
ken und stichpunktartigen Zusammenfas-
sungen. Aber Sie könnten viel mehr beitra-
gen, wenn Sie ihre Aufgabe breiter sehen 
würden. Wenn Sie meinen Rat haben wollen, 
dann sollten Sie weniger wie eine Behörde 
sondern wie ein Startup denken. Eine Be-
hörde hat eine Aufgabe und erfüllt sie. Ein 
Startup sucht sich die spannenden Aufga-
ben selbst. Sie könnten Themen aufgreifen, 
welche die Menschen aktuell bewegen, und 
damit aktiver in die Öffentlichkeit hinaus-
gehen. Zum Beispiel küren Thomas Bauer, 
Walter Krämer und ich seit Jahren die „Un-
statistik des Monats“ – wir machen das ne-
benbei in den Abendstunden. Sie könnten 
diese Art von Aufklärung im großen Stil leis-
ten. Oder Sie könnten sich eines der großen 
Probleme unserer Gesellschaft zu ihrem 

„Kind“ machen: statistisches Denken in der 
Grundschule zu lehren und damit die Schule 
revolutionieren – dann hätten wir eine neue 
Generation, die kompetent mit Gesundheit, 
Geld, digitalen Medien und anderen Risiken 
umgehen kann. Und Sie hätten mehr Leser 
für www.destatis.de. Was junge Menschen 
im 21. Jahrhundert brauchen, ist nicht das 
Auswendiglernen von Fakten – die kann 
man schnell im Internet finden. Was man 
dort kaum lernen kann, ist kritisches und 
statistisches Denken. Und Mut zum Denken 
ist das Lebensblut einer Demokratie.

In Ihrem Blog „Unstatistik des Monats“ war 
das Statistische Bundesamt mit einer Pres-
semitteilung zur Armutsgefährdungsquote 
als schlechtes Beispiel vertreten.

Momentan messen Sie die Einkommens- 
ungleichheit, nicht die Armutsgefährdung, 
ich rate Ihnen zu einer anderen Begriff-
lichkeit. Um die Armutsgefährdung zu 
messen, sollen Sie einen Betrag X nennen –  
über den man ja streiten kann – dann könn-
ten sich die Leute besser vorstellen, ab 
wann man wirklich arm ist – z. B. bei Ein-
künften unter 1 000 Euro. Geben Sie eine 
Schwelle an. Dass man in der Stadt mehr 
zum Leben braucht als auf dem Land dürfte 
jedem klar sein.

„Das ist der große Bildungsauftrag des 21. Jahrhunderts: Jedem 
Menschen statistisches Denken, also kritisches Denken beizubringen  
mit dem man Risiken vernünftig einschätzen kann.“
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Indikatoren aggregieren Sachverhalte ver-
ständlicher, sie besitzen besondere Aus-
sagekraft. Gesundheitsindikatoren stellen 
daher ein politisches Instrument dar, sie 
ermöglichen eine Fortschrittskontrolle bei 
der Umsetzung von Zielen und Maßnahmen 
und lassen internationale Vergleiche zu. Die 
Gesundheitsindikatoren „Vorzeitige Sterb-
lichkeit“, „Raucherquote“ sowie „Anteil der 
Menschen mit Adipositas“ haben Eingang 
in die nationale Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung gefunden. Als vor-
zeitige Sterblichkeit werden die Todesfälle 
pro 100 000 Einwohner unter 65 Jahren be-
zeichnet. Wenn die vorzeitige Sterblichkeit 
weiterhin so zurückgeht wie seit Anfang 
der 1990er Jahre, würden die Zielwerte der 
Nachhaltigkeitsstrategie nur leicht verfehlt. 
Die Raucherquote gibt an, wie viel Prozent 
der Befragten gelegentlich oder regelmäßig 
rauchen. Die Bundesregierung verfolgt das 
Ziel, den Anteil der Raucher bei Kindern und 

Auf den Punkt gebracht:  
Gesundheitsindikatoren 

Jugendlichen und bei Erwachsenen zu sen-
ken. Nach den Ergebnissen des Mikrozen-
sus war die Raucherquote bei Erwachsenen 
in den vergangenen Jahren nur leicht rück-
läufig. Bei den Jugendlichen ist der Zielwert 
bereits vor dem Zieljahr so gut wie erreicht. 
Wenn das Übergewicht ein bestimmtes Maß 
(Body-Mass-Index ab 30) übersteigt, wird 
es als Adipositas (Fettleibigkeit) bezeich-
net. Da Übergewicht maßgeblich an der Ent-
stehung von Zivilisationskrankheiten wie 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes oder 
Gelenkschäden beteiligt ist, zielt die Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung 
darauf, dass der Anteil der Menschen mit 
Adipositas in Deutschland bis 2020 zurück-
geht. Die Fettleibigkeit in der Bevölkerung 
entwickelte sich in den vergangenen Jahren 
jedoch stetig gegenläufig. Indikatoren unse-
res Hauses gehen auch in das Informations-
angebot und Berichtssysteme der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) ein.
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Robert Koch-Institut

Die enge Kooperation mit dem Robert Koch-
Institut (RKI) besteht seit Anfang der 1990er 
Jahre. Aus dieser Zusammenarbeit sind er-
folgreiche Produkte wie die GBE des Bun-
des hervorgegangen, die eine gemeinsame 
Aufgabe von RKI und dem Statistischen 
Bundesamt ist. Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler des RKI sowie externe 
Fachleute erarbeiten Themenhefte der GBE 
und Berichte über gesundheitsrelevante 
Themen, die die wissenschaftlichen Grund-
lagen für gesundheitspolitische Entschei-
dungen in Deutschland liefern.

Deutsches Institut für Medizinische Doku-
mentation und Information

Bei der Anwendung und der elektronischen 
Verarbeitung medizinischer Klassifikationen 
für die Zwecke der Gesundheitsstatistik ko-
operieren wir eng mit dem Deutschen Institut 
für Medizinische Dokumentation und Infor-
mation (DIMDI). Ein aktuelles Beispiel für die 
erfolgreiche Zusammenarbeit ist das elek-

tronische Kodiersystem IRIS für die Todes-
ursachenstatistik. Das System ist aus einer 
internationalen Kooperation von Fachleuten 
aus Schweden, Frankreich, Ungarn, Italien 
und Deutschland entstanden. Destatis ist für 
die technische Konzeption und Softwareent-
wicklung zuständig. Die Einführung von IRIS 
verbessert die Qualität der Todesursachen-
statistik durch strikte und international ab-
gestimmte Verfahren und Standardisie-
rungen. Eine multikausale Auswertung von 
Todesursachen ist damit möglich geworden. 

Verwaltungsdaten effizient nutzen

Nicht alles, was die Statistik wissen will, 
muss sie selbst erheben. Bei der Ermittlung 
der Gesundheitsausgaben, der Krankheits-
kosten und des Gesundheitspersonals wird 
ausschließlich auf vorhandenes Datenma-
terial zurückgegriffen. In diese Rechensys-
teme werden Informationen aus bis zu 40 
verschiedenen Datenquellen einbezogen. 
Eine gute partnerschaftliche Zusammen-

arbeit mit Verbänden, Kammern, Kranken-
kassen und Forschungsinstituten ist dabei 
unerlässlich. Neue Statistiken zu diagno-
sebezogenen Fallpauschalen basieren auf 
Informationen der Leistungsabrechnungen 
der Krankenhäuser. Sie werden durch diese 
Form der Datennutzung von entsprechenden 
Auskünften vollständig entlastet. Die Ge-
sundheitsberichterstattung pflegt langjähri-
ge Partnerschaften mit etwa 40 Institutionen 
aus dem In- und Ausland.

Internationale Kontakte

Für das Statistische Amt der Europäischen 
Union (Eurostat) und internationale Orga-
nisationen wie die WHO und die OECD ist 
das Gesundheitsteam des Statistischen 
Bundesamtes die nationale Kontaktstelle. 
Hier findet die Qualitätssicherung und Do-
kumentation von internationalen Vorgaben 
statt. Ein Großteil der internationalen Daten-
anforderungen werden durch die amtliche 
Statistik bedient.

Gesunde Partnerschaften
Das Statistische Bundesamt arbeitet zum Thema Gesundheit mit verschiedenen Institutionen zusammen.  
Viele Institutionen unterstützen die Gesundheitsberichterstattung (GBE) durch Daten, die sie zur Verfügung stellen.
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Gesundheit als ein wichtiger Bestimmungs-
faktor der Lebensqualität wird durch die 
Dimensionen Gesundheitszustand und 
Krankheit, Gesundheitserwartung und ge- 
sundheitliche Ungleichheit diskutiert. Der 
Koalitionsvertrag sieht auch vor, die Mor-
biditätsbestimmung durch zusätzliche He-
ranziehung von epidemiologischen Daten 
zu verbessern. Bisher war eine potenzielle 
Informationsquelle für Fragen zum Krank-
heitsgeschehen in der Bevölkerung (Wie 
viele Menschen haben einen zu hohen 
Blutdruck, wie viele bestimmte Rückenpro- 
bleme?) nur sehr unzureichend nutzbar: die 
Behandlung in Praxen niedergelassener Ärzte.  
Daten hierzu stehen nun im Rahmen des so-
genannten Datentransparenzgesetzes zur 
Verfügung, damit sie auch möglichst bald 
von der Öffentlichkeit genutzt werden kön-
nen. 2015 startet ein zweijähriges Projekt 
zur Beurteilung, was bei der Interpretation 
dieser Daten, die vornehmlich für Abrech-
nungszwecke erhoben werden, zu beachten 
ist, wenn sie für epidemiologische Zwecke 
ausgewertet werden. Im Laufe des Projek-
tes sollen die Daten dann auch im Informa-
tionssystem der GBE zugänglich sein.

Laut Koalitionsvertrag ist darüber hinaus 
der Orientierungswert für Krankenhäuser 
stärker auf spezifische Gegebenheiten 
im Krankenhausbereich abzustellen. Das 
bisherige Konzept zur Ermittlung des Ori-
entierungswertes basiert ausschließlich 
auf bereits vorhandenen Daten, die mit 
Blick auf die Fragestellung entsprechend 

einer hierfür entwickelten Systematik neu 
verknüpft wurden. Um die Anforderung 
des Koalitionsvertrags erfüllen zu können, 
sind zusätzliche Angaben zu den Kranken-
haussachkosten zu erheben sowie neue 
Methoden zur sachgerechten Datenanaly-
se und zum Aufbau neuer Preisreihen zu 
entwickeln. 

Vor allem aus der Strategie Europa 2020 
und der Gesundheitsstrategie der EU resul-
tiert ein steigender politischer Bedarf an 
qualitativ hochwertigen Gesundheitsdaten  
für die Wirtschafts- und Sozialpolitik. Die 
Europäische Kommission sieht vor, in ei- 
nem modernisierten System der Sozial-
statistiken Kernvariablen zur Gesundheit 
in allen Erhebungen zu erfassen sowie ein 
Gesundheitsmodul alle drei Jahre in der Eu-
ropäischen Statistik über Einkommen und 
Lebensbedingungen (EU-SILC) zu erheben. 
Im europäischen statistischen Arbeits-
programm ist außerdem vorgesehen, eine 
Machbarkeitsstudie für eine diagnosespe-
zifische Morbiditätsstatistik durchzuführen. 

Was die Untergliederung der Gesundheits-
ausgaben nach Krankheiten anbelangt, ver-
fügen Deutschland, die Niederlande und Aus-
tralien über die am weitesten entwickelten 
Systeme. Allerdings liegt die Gesundheits-
ausgabenrechnung in Destatis seit dem Be-
richtsjahr 2008 auf Eis. Aktuellere Angaben 
zu den Krankheitskosten können derzeit nicht 
in Aussicht gestellt werden. Auch hier gilt: Der 
Ressourceninput bestimmt den Datenoutput.

Perspektiven für  
Gesundheitsstatistiken
Die künftige Ausrichtung der Gesundheitsstatistiken wird vor allem durch  
den Koalitionsvertrag für die 18. Legislaturperiode und die Anforderun-
gen der Europäischen Kommission bestimmt. Der Koalitionsvertrag sieht 
unter anderem vor, Indikatoren zur Lebensqualität zu entwickeln. 

PerspektivenGesunde PartnerschaftenGesundheitsindikatoren (S. 22)
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Frau Mortler, Sie sind seit Januar 2014 Dro-
genbeauftragte der Bundesregierung. Was 
sind ihre Aufgaben?

Ich habe in diesem Monat einjähriges Jubilä-
um (lacht). Es ist eine wunderbare, facetten-
reiche Aufgabe. Das Amt ermöglicht mir den 
direkten fachlichen Austausch mit immer 
neuen Menschen aus den verschiedensten 
Bereichen – sei es aus der Suchthilfe und 
Suchtselbsthilfe, aus Verbänden oder der 
Politik. Ich bin sowohl für legale als auch für 
illegale Drogen zuständig. Das ist ein gro-
ßer Vorteil, wenn beides unter einem Dach 
gebündelt ist. In anderen europäischen Mit-
gliedstaaten ist das zum Teil anders.

Auf nationaler Ebene führe ich viele Gesprä-
che mit den Ländern, um das Vorgehen bei 
der Drogenpolitik zu koordinieren. Außer-
dem arbeite ich eng mit dem Bundesgesund-
heitsministerium zusammen. International 
vertrete ich Deutschland im Verwaltungsrat 
in Lissabon, um mich mit den Drogenbeauf-
tragten anderer Mitgliedstaaten abzustim-

Im Interview:  
Marlene Mortler
Drogenbeauftragte der Bundesregierung

men und die Zielrichtung auf europäischer 
Ebene mitzugestalten. Auch über Europa 
hinaus gibt es viel zu tun. Hier werbe ich für 
den sogenannten „dritten Weg“ der alterna-
tiven Entwicklung. Dabei geht es darum, wie 
man Ländern, die illegale Drogen anbauen, 
helfen kann, mit legalen Produkten neue 
wirtschaftliche Perspektiven zu entwickeln. 
Demnächst reise ich nach Kolumbien und 
Uruguay, das erfordert natürlich auch enge 
Abstimmung mit dem Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung.

Welche Rolle spielen statistische Daten bei 
Ihrer Arbeit?

Als Drogenbeauftragte brauche ich gefestig-
te Zahlen, besonders zu zeitlichen Entwick-
lungen. Ihre Daten sind mir extrem wichtig, 
denn wenn ich keine gute Datengrundlage 
habe, werde ich schnell angreifbar. Gerade 

was das Thema Rauchen und Raucherquote 
betrifft. Das wird ja auch in Ihrem Nachhal-
tigkeitsbericht unter dem Thema „Lebens-
qualität – Gesundheit und Ernährung“ ge-
fasst (blättert in der Broschüre).

Stecken Sie sich Ziele anhand von statisti-
schen Kennzahlen?

Im Mittelpunkt meiner Politik steht der 
Mensch. Statistische Kennzahlen sind in zen-
tralen Bereichen meiner Arbeit unerlässlich, 
um zu sehen: Wo können wir Erfolge erzielen, 
wo sind die Herausforderungen – noch – be-
sonders groß. Bei den Rauchern ist es bei-
spielsweise so, dass man seit Jahren – schon 
vor meiner Zeit – mit wirkungsvollen Kam-
pagnen gut vorangekommen ist. Wir haben 
das Ziel, die Raucherquote bei Jugendlichen 
zwischen 12 und 17 Jahren auf 12 Prozent zu 
drücken, erreicht. Jetzt sind wir bei 10 Pro-
zent und das ist für mich auch deshalb wich-
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tig, weil ich sehe, dass unsere Aktivitäten in 
Sachen Prävention und Aufklärung Früchte 
tragen. Aber wenn man weiter Früchte ernten 
will, muss man auch neue Trends im Blick ha-
ben. Im Bereich Rauchen gibt es jetzt die E-
Zigarette und die E-Shisha und dazu brauche 
ich Daten. 

Erfolge messen sich allerdings nicht nur in 
Zahlen. Es gibt eine Kampagne der Deut- 
schen Angestellten Krankenkasse (DAK), 
die von mir unterstützt wird: „bunt statt 
blau“. Hier setzen sich Schüler kreativ mit 
dem Thema Alkohol auseinander. Das Er-
folgsgeheimnis der Kampagne ist, dass 
die Schülerinnen und Schüler das Thema 
den Mitschülern selbst näherbringen und 
Gleichaltrigen glaubt man in dem Alter eher 
als dem Lehrer oder den Eltern. Die Kampa-
gne ist mit dem Internationalen Deutschen 
PR-Preis 2014 ausgezeichnet worden. Das 
hat mich sehr gefreut.

Sie haben eben unsere Daten zum Rauch-
verhalten der Bevölkerung angesprochen, 
welche Daten sind darüber hinaus wichtig 
für Sie?

Alles zum Thema Alkohol. Die legalen 
Suchtmittel sind ein ganz wichtiger Schwer-
punkt meiner Arbeit, auch wenn ich in der 
medialen Berichterstattung leider häufig 

nur zum Thema Cannabis wahrgenommen 
werde. Das Thema Alkohol ist deshalb wich- 
tig, weil er vor allem in sensiblen Bereichen 
wie in der Schwangerschaft, Straßenver-
kehr oder am Arbeitsplatz viel Schaden an-
richten kann. Wichtig sind für mich beson-
ders die Daten zum Komasaufen bei jungen 
Menschen. Hier greife ich unter anderem 
auf Ihre Daten aus der Krankenhausstatis-
tik zurück. Ich bin sehr froh darüber, dass 
wir in den letzten beiden Jahren eine Trend-
wende erleben. Die Zahl der Krankenhaus-
einweisungen wegen Alkoholintoxikationen 
geht bei jungen Menschen unter 18 Jahren 
deutlich zurück. Die Altersgruppe der 18- 
bis 25-Jährigen, die sich in der Lebenspha-
se des Übergangs zum Erwachsenenalter 
befinden, ist eine meiner wichtigsten Ziel-
gruppen. Hier sind die Zahlen zwar auch 
rückläufig, aber wir haben noch viel zu tun. 
Bei den 20- bis 24-Jährigen gab es in 2013 
noch über 11 000 Krankenhauseinweisun-
gen wegen Alkoholvergiftungen. Viel zu vie-
le. Hier müssen wir am Ball bleiben und da 
helfen auch gute Statistikzahlen. Die Zahl 
der Krankenhausbehandlungen lässt sich 
bis auf die jeweiligen Landkreise herunter-
brechen. Ich habe großes Interesse an sol-
chen regionalen Daten, denn sie liefern mir 
interessante Erkenntnisse über negative 
aber auch positive Trends in einzelnen Krei-
sen und Regionen. Sie helfen, politische 
Maßnahmen zielgenauer zu entwickeln.

Auch in der Todesursachenstatistik gibt es 
Merkmale, die auf den Konsum von legalen 
und illegalen Drogen hinweisen. 

Ja und gerade bezüglich der Todesursachen-
statistik wünsche ich mir, dass es eine ein-
heitlichere Vorgehensweise in den Bundes-
ländern gibt. Es gibt Länder wie Bayern, die 
immer obduzieren, um die konkrete Todes-
ursache herauszufinden. Dann weiß man, 
ob zum Beispiel Heroin im Spiel war oder 
eben nicht. Dann gibt es Länder, die nur 
stichprobenartig oder gar nicht obduzieren 
und das kann das Bild stark verfälschen.

Junge Erwachsene sind eine wichtige Ziel-
gruppe für ihre Arbeit. An wen richten Sie 
sich noch?

Als Drogenbeauftragte habe ich mir insge-
samt fünf Schwerpunkte gesetzt: Crystal 
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Marlene Mortler ist seit Anfang 2014 Drogen-
beauftragte der Bundesregierung. Sie vertritt 
als Bundestagsabgeordnete ihren Wahlkreis 
Roth/Nürnberger Land seit 2002 im Deut-
schen Bundestag und ist seit 2014 stellver-
tretende Vorsitzende der CSU-Landesgruppe. 
Die gelernte Meisterin der ländlichen Haus-
wirtschaft ist zudem Vorsitzende des Arbeits-
kreises Ernährung und Landwirtschaft, Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
der CSU-Landesgruppe. 

Meth (Amphetamin, dessen Handel und 
Besitz in Deutschland strafbar ist, die Red.), 
Online-Sucht, Alkohol in der Schwanger-
schaft, Kinder aus suchtbelasteten Famili-
en (da geht es um etwa 2,6 Millionen Kin-
der) und der Konsum von E-Zigaretten und 
E-Shishas. Das heißt allerdings nicht, dass 
ich außerhalb dieser Schwerpunkte nicht 
auch Aktivitäten entwickle.

Welche Daten vermissen Sie in der amtli-
chen Statistik?

Einer meiner Schwerpunkte sind Kinder 
aus suchtbelasteten Familien. Bei der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung ist das „Nationale Zentrum für 
frühe Hilfen“ angesiedelt. Im Fokus ste-
hen dabei zwar Hilfen und Unterstützung 
für Familien, aber nicht die spezifischen 
Probleme, die Kinder in suchtgefährdeten 
Familien haben. In der Jugendhilfestatis-
tik wird zwar nach Art der Kindeswohl-
gefährdung unterschieden, aber eine 
mögliche Suchtgefährdung oder Suchtbe-
lastung der Eltern wird nicht abgebildet. 
Zu diesem Thema ist die Datenlage leider 
sehr dünn.

Auch in sensiblen Bereichen wie dem 
Konsum von illegalen Drogen ist es sicher 
schwierig, an Daten heranzukommen. Auf 
welche Informationen stützen Sie sich bei 
diesen Themen?

Es gibt den jährlichen „REITOX-Bericht“ 
zur Drogensituation der Deutschen Be-
obachtungsstelle für Drogen und Dro-
gensucht. Diesen Bericht, in dem alle 
wichtigen Daten aus dem Bereich der 
illegalen Drogen zusammenlaufen, gibt 
es in jedem Mitgliedstaat der EU. Gera-
de im Bereich Crystal Meth müssen die 
Informationen zukünftig noch konkreter 
werden. Diese Droge fällt bislang in den 
Bereich der Amphetamine. Wir ermögli-
chen den Bundesländern jetzt bei ihren 
Abfragen zur Erstellung ihrer „Sucht-
Surveys“ zwischen Amphetaminen und 
Meth-Amphetaminen, also Crystal, zu 
trennen, um in den Daten ein konkreteres 
Bild zu bekommen. Allerdings fehlen in 
diesen Daten diejenigen, die nicht bei der 
Polizei oder der Suchthilfe auftauchen. 
Es vergehen oft Jahre, bis die Betroffenen 

Hilfe suchen. Gespräche mit Betroffenen 
vor Ort in den Suchteinrichtungen haben 
mir deutlich gemacht, dass auch immer 
mehr Frauen Crystal Meth nehmen, ei-
nerseits zur Leistungssteigerung – aber 
schlimmer noch: Weil sie wissen, dass 
sie damit schneller wieder schlank wer-
den, zum Beispiel nach einer Schwanger-
schaft. Das sind Frauen aus allen Schich-
ten. Darunter auch viele Frauen, die hoch 
gebildet sind und über Jahre den Konsum 
verdecken.

Haben Sie auch Rückschläge bei Ihrer 
Arbeit oder Themen, bei denen Sie nicht 
so weiterkommen, wie Sie es sich wün-
schen?

Was den Konsum von traditionellen „Ge-
sellschaftsdrogen“ wie Tabak und Alkohol 
angeht, gibt es gute statistische Kennzah-
len und Erfolge in der Prävention. Leider 
gibt es immer wieder neue Drogen, neue 
psychoaktive Substanzen und Konsum-
formen. Das sind höchst problematische 
und gesundheitsschädliche Substanzen, 
die überwiegend online verkauft und ge-
kauft werden, so genannte „Legal Highs“, 
die zum Beispiel als Kräutermischungen 
oder Badesalze angeboten werden. Sie 
kommen überwiegend aus Indien und gel-
ten oft als legale Suchtmittel, weil die ge-
setzlichen Regelungen diese neuartigen 
Substanzen bislang nur unzureichend ab-
decken können. Den Bereich müssen wir 
zukünftig noch besser in Daten fassen und  
abbilden. Wir sind gerade dabei, in Zu-
sammenarbeit mit dem Gesundheits- und 
Justizministerium eine gesetzliche Grund-
lage zu schaffen, damit der Besitz und der 
Handel dieser Substanzen strafrechtlich 
verfolgt werden kann.

„Als Drogenbeauftragte brauche ich gefestigte Zahlen, besonders 
zu zeitlichen Entwicklungen.“
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Expertise gefragt
In der politischen Debatte, bei der Anhörung in Ausschüssen oder vor Abstimmungen 
sind amtliche Daten besonders gefragt. Politischen Entscheidern und Bürgern steht  
die Expertise des Statistischen Bundesamtes gleichermaßen zur Verfügung. Ihnen wird 
die bestmögliche Antwort auf die Frage gegeben: Wie sieht es de facto aus?

Monitoring zur Nachhaltigkeit

Seit mehr als einem Jahrzehnt ist nachhaltige Entwicklung zentrales 
Leitziel der Bundesregierung. Ohne vergleichbare und belastbare 
Daten wäre nicht festzustellen, ob gesteckte Ziele für Umwelt, Wirt-
schaft und Gesellschaft erreicht werden. Für die Nachhaltigkeitspoli-
tik hat das Monitoring eine hohe Verbindlichkeit, ihre Erfolge können 
jederzeit überprüft werden. Das Statistische Bundesamt hat dieses 
Monitoring übernommen.

Inklusion an Schulen

Daten zur Bildung gehören zum grundlegenden Informationsbedarf 
aller Akteure im Bildungswesen. Ein aktuelles Thema im Bildungs-
bereich ist die Inklusionsdebatte – auch für die amtliche Schul-
statistik. Noch lassen sich nämlich keine bundesweiten Aussagen 
über den Erfolg und Stand des inklusiven Schulsystems machen.
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der Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung, der 
parlamentarische Beirat oder der von der Bundesregierung einbe-
rufene Rat für nachhaltige Entwicklung greifen auf die Expertise 
des Statistischen Bundesamtes zurück. Mit dem auffordernden 
Titel „Mehr Nachhaltigkeitspolitik!“ zum jüngsten Indikatorenbe-
richt 2014 begrüßte der Rat für nachhaltige Entwicklung die um-
fangreiche Berichterstattung des Statistischen Bundesamtes. Der 
Mehrwert wird in der transparenten, unabhängigen und genauen 
Datenanalyse gesehen. Der Rat spricht sich auch für eine enge 
Zusammenarbeit mit dem Bundesamt aus, um Erfahrungen aus 
Deutschland international zu kommunizieren.
 
Derzeit beginnen Vorüberlegungen für eine Fortschreibung der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Abgelaufene Ziele sollen er-
gänzt und neue inhaltliche Aspekte berücksichtigt werden. Mit den 
Verhandlungen um künftige Nachhaltigkeitsziele bei den Verein-
ten Nationen, der post-2015 Agenda, plant die Bundesregierung 
globale Anliegen stärker in die nationale Nachhaltigkeitsbericht- 
erstattung einzubeziehen. Das Statistische Bundesamt wird den 
politischen Prozess und bei Bedarf die Entwicklung neuer Indika-
toren vorantreiben. Der nächste Indikatorenbericht ist für 2016 
geplant – gleichzeitig mit dem Fortschrittsbericht der Bundesre-
gierung zur Nachhaltigen Entwicklung.

 Monitoring zur Nachhaltigkeit

Ob es um den Gesundheitszustand, den ökologischen Landbau 
oder das Bildungsniveau der Bevölkerung geht: Nachhaltiges Han-
deln ist ein Thema für alle politischen Ressorts und bedeutsam für 
die Entwicklung von Gesetzesvorhaben und Strategien. Die 2002 
erstmalig formulierte nationale Strategie zur nachhaltigen Ent-
wicklung wird von der Bundesregierung regelmäßig fortgeschrie-
ben und weiterentwickelt – es gilt Beobachtungen über die Zeit zu 
ermöglichen aber auch neue Entwicklungen und Veränderungen 
ins Blickfeld zu nehmen.

Vier große Themen bilden den Rahmen der Nachhaltigkeitsstrate-
gie: Generationengerechtigkeit, Lebensqualität, sozialer Zusam-
menhalt und internationale Verantwortung. Das wichtigste Anlie-
gen ist dabei, mit über 20 Indikatoren zu überprüfen, ob gesteckte 
Ziele erreicht wurden oder noch erreicht werden können. So wird 
beispielsweise der Anteil an erneuerbaren Energien am gesamten 
Energieverbrauch über die Jahre beobachtet, die Ziele sind bis 
2050 formuliert. Ein anderer Indikator gibt Auskunft über die priva-
ten und öffentlichen Ausgaben für Forschung und Entwicklung und 
ist damit ein Indikator für gesamtgesellschaftliche Innovationen. 
Im Bereich Gesundheit steht unter anderem der Anteil der Men-
schen mit Adipositas als Indikator für den Gesundheitszustand der 
Bevölkerung. 

Das Statistische Bundesamt hat in seiner Funktion als neutra-
le und unabhängige Institution das Monitoring der Indikatoren 
übernommen und erarbeitet im Abstand von zwei Jahren den In- 
dikatorenbericht zur nachhaltigen Entwicklung. Dieser beschreibt, 
analysiert und bewertet die Entwicklung im Vergleich zu den von 
der Politik gesetzten Zielwerten. Die abschließende Bewertung 
wird einprägsam durch vier Wettersymbole gekennzeichnet. 

Neben der Rückschau wird die statistisch-methodische Beratung 
zunehmend auch mit Blick auf die Zukunft, das heißt für die Wei-
terentwicklung des Indikatorensystems in Anspruch genommen. 
Eine Reihe von Gremien, die auf der Bundesebene für die nachhal-
tige Entwicklung zuständig sind oder sie begleiten, wie der Inter-
ministerielle Ausschuss, die Arbeitsgruppen der Bundesressorts, 
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der Schulstatistik zur Erhebung spezifischer Daten zur sonder-
pädagogischen Förderung vor. Es war Aufgabe des Statistischen 
Bundesamtes, fehlende Daten mittels eines Schätzverfahrens zu 
vervollständigen.

Als Maßstab für den Erfolg eines Schulsystems gelten Bildungs-
abschlüsse. Die Bildungsstatistik ist allerding noch nicht in der 
Lage, Daten zum Schulerfolg von Kindern mit sonderpädagogi-
scher Förderung umfassend bereitzustellen. Statistisch erfasst 
sind bisher nur die Abschlüsse an Förderschulen. Diese Lücke 
konnte mit Hilfe der Sonderauswertung nicht geschlossen wer-
den. Aus diesem Grund ist es noch nicht möglich, bundesweit 
den Erfolg von inklusivem Unterricht zu ermitteln sowie einen 
Vergleich mit den Förderschulen zu ziehen. 

Auch in Zukunft wird die Inklusionsdebatte im deutschen Bildungs-
system Anlass für vielfältige Diskussionen geben. Um den bisheri-
gen Verlauf sowie die angestrebten Entwicklungen des inklusiven 
Schulsystems objektiv nachzuvollziehen, ist es notwendig, die aus 
der Sonderauswertung resultierenden detaillierten Datensätze 
künftig dauerhaft zu erheben.

Angestrebt wird in Zusammenarbeit mit den Statistischen Ämtern 
der Länder eine permanente Übernahme spezifischer Merkmale 
des Lieferprogramms zur Sonderauswertung zum sonderpädago-
gischen Förderbedarf in das Standardlieferprogramm der Schul-
statistik.

In Betracht gezogen wird die Weiterführung der Erhebung folgender 
Merkmale:

•	 Einschulungen an Förderschulen nach Geschlecht und Förder-
schwerpunkten

•	 Einschulungen an Schulen (ohne Förderschulen) von Schülerinnen  
und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf nach 
Geschlecht und Förderschwerpunkten

•	 Absolventinnen, Absolventen / Abgängerinnen, Abgänger an Förder- 
schulen nach Geschlecht, Förderschwerpunkten und Abschlussarten.

 Inklusion an Schulen

Im Jahr 2009 ist das Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Behinderten-
rechtskonvention) in Kraft getreten. Seither ist das Thema Inklu-
sion von behinderten Menschen Gegenstand bildungspolitischer 
und gesellschaftlicher Diskussionen. Die UN-Behindertenrechts-
konvention konkretisiert und spezifiziert die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen und fordert für Menschen mit körperlichen, 
seelischen oder geistigen Einschränkungen gleichberechtigte Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben. Dazu gehört auch die gleichbe-
rechtigte Teilhabe an Bildung in allen Altersstufen. Die Vertrags-
staaten haben sich verpflichtet, ein integratives Bildungssystem 
auf allen Ebenen sicherzustellen. Um das zu erreichen, ist eine 
grundlegende Reform des Bildungssystems notwendig. Im Rahmen 
der Kulturhoheit der Länder liegt auch die Zuständigkeit für das 
Schulsystem in deren Händen. Auf Bundesebene handelt es sich 
bei der Schulstatistik um eine koordinierte Länderstatistik, eine 
bundeseinheitliche Rahmengesetzgebung gibt es nicht. Bezüglich 
des statistischen Nachweises der inklusiven Bildung steht die amt-
liche Statistik noch vor einer Herausforderung. Bundesweit wird 
für die Schulstatistik die Zahl der Jugendlichen im schulpflichtigen 
Alter mit sonderpädagogischem Förderbedarf erfasst. Sonderpä-
dagogischer Förderbedarf wird dann angenommen, wenn Kinder 
und Jugendliche in ihren Entwicklungs- und Lernmöglichkeiten so 
beeinträchtigt sind, dass sie für ein erfolgreiches schulisches Ler-
nen sonderpädagogisch gefördert werden müssen. Entsprechende 
Programme bieten Förderschulen oder sonstige allgemeinbildende 
Schulen. 

Im Schuljahr 2013/14 gab es rund 485 700 Kinder und Jugendli-
che mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Dies entspricht 
etwa 6 % der gesamten Schülerschaft. Davon hatten 142 400 
eine allgemeinbildende Schule besucht (Integrationsschüler und 
-schülerinnen) und 343 300 eine Förderschule.

In Ermangelung einer umfassenden einheitlichen Datenbasis 
nahmen die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder für 
die Erstellung des Schwerpunktkapitels „Menschen mit Behin-
derungen“ für den Bildungsbericht 2014 eine Sonderauswertung 
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Das Robert Koch-Institut (RKI) ist das nationale Public-Health-Institut. Die wichtigsten 
Arbeitsbereiche sind die Bekämpfung von Infektionskrankheiten und die Analyse  
langfristiger gesundheitlicher Trends in der Bevölkerung. Zum Statistischen Bundesamt 
gibt es viele Kontaktpunkte.

Im Kundenprofil: 
Das Robert Koch-Institut 
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Das Virus schlägt im Winter zu, meist irgendwann nach der Jahres-
wende. Die Wartezimmer der Arztpraxen sind voller Patienten mit 
Husten, Schmerzen und Fieber. Jedes Jahr verbreitet sie sich und 
kann leicht mehrere Millionen Menschen betreffen: Die Grippe. 

Influenzaexperten des Robert Koch-Instituts überwachen den Ver-
lauf von Grippewellen schon seit vielen Jahren. Sie erforschen die 
unterschiedlichen Influenzaviren, koordinieren die nationale Pan-
demieplanung zur Vorbereitung auf das Auftreten neuartiger Influ-
enzaviren, überprüfen die Wirksamkeit der Grippeschutzimpfung 
und liefern in der Grippesaison wöchentliche Situationseinschät-
zungen. Nach der Grippewelle wird ein umfangreicher Saisonbericht 
erstellt. Jedes Jahr müssen dieselben Fragen beantwortet werden: 
Wie schwer war die Grippewelle dieses Mal? Welche Auswirkungen 
hatte sie auf die Bevölkerung? Wie viele zusätzliche Arztbesuche gab 
es in dem Winter? Wie viele Krankschreibungen wurden verzeichnet, 
wie viele Menschen sind an einer Influenza gestorben? Wie sehen 
die Daten des Statistischen Bundesamtes aus, die als Grundlage für 
die Schätzung der Todesfälle dienen?

Risiken erkennen, Gesundheit schützen

Das Robert Koch-Institut ist eine Ressortforschungseinrichtung im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit und zählt 
weltweit zu den ältesten seiner Art. An den Standorten in Berlin 
und Wernigerode forschen rund 400 Wissenschaftler: Sie schätzen 
gesundheitliche Risiken für die Bevölkerung ein, erarbeiten Schutz-
maßnahmen und beraten Politik und öffentlichen Gesundheitsdienst. 
Die Forschung im Robert Koch-Institut ist vorrangig angewandt und 
maßnahmenorientiert. Es gibt aber auch stärker an den Grundlagen 
orientierte Forschungsarbeiten, die als wichtige Impulsgeber dienen. 

Das Institut erforscht und bekämpft Infektionskrankheiten wie 
Grippe, Masern oder EHEC, es überwacht aber auch die allgemeine 
gesundheitliche Lage der Menschen in Deutschland – von Adipo-
sitas über Krebs bis zur Zufriedenheit mit den Lebensumständen. 

Für die verschiedenen Fragestellungen sind die Wissenschaftler auf 
eine Vielzahl von Daten angewiesen. Einen Teil davon erheben sie 
selbst in eigenen Studien, sie nutzen aber auch andere Datenquellen. 
Die Zahlen und Fakten des Statistischen Bundesamtes sind dabei von 
zentraler Bedeutung: Statistiken zu Todesursachen, zu Art und Häu-
figkeit von Diagnosen oder zur Verweildauer im Krankenhaus ermög-
lichen den Forschern, komplexe gesundheitliche Zusammenhänge 
darzustellen. Die Grippe-Surveillance ist ein Beispiel von vielen. 

Die Grippe im Blick

Die Überwachung der Influenza ist aufwändig. Die Grippeexperten 
im RKI müssen hierfür diverse Datenquellen auswerten, die erst in 
der Gesamtschau eine Einschätzung der Grippesaison zulassen. Da 
sind zum einen die Meldedaten. Gemäß Infektionsschutzgesetz ist 
der Nachweis eines Influenza-Virus in einem Nasen- oder Rachen- 

abstrich meldepflichtig, über Gesundheitsamt und Landesstelle 
wird der Fall an das Institut übermittelt. Allerdings wird üblicherweise  
nur bei einem kleinen Teil der Patienten überhaupt Probenmaterial 
entnommen und an ein Labor geschickt. 

Um die tatsächliche Krankheitslast auf Bevölkerungsebene zu 
bestimmen, nutzen die RKI-Wissenschaftler die Daten der vom 
RKI koordinierten Arbeitsgemeinschaft Influenza (AGI). Das ist 
ein Netzwerk von rund 800 Haus- und Kinderärzten, die zusam-
men etwa ein Prozent der Bevölkerung versorgen. Sie teilen dem 
Robert Koch-Institut wöchentlich die Zahl der akuten Atemwegs- 
erkrankungen – Rachenentzündungen, Lungenentzündungen 
und Bronchitis – aus ihrer Praxis mit. Die AGI-Ärzte berichten au-
ßerdem über die Zahl der Krankenhauseinweisungen und Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigungen. Etwa 150 AGI-Praxen schicken 
Proben, meist Nasenabstriche der Patienten, an das Nationale 
Referenzzentrum für Influenza, das ebenfalls am Robert Koch-
Institut angesiedelt ist. Die Wissenschaftler im Referenzzentrum 
sind für die virologische Surveillance verantwortlich: unter ande-
rem untersuchen sie, in wie vielen der eingesandten Proben tat-
sächlich Grippeviren nachweisbar sind. Auch für die Ärzte ist das 
eine wichtige Rückmeldung, wie zuverlässig sie die Grippe allein 
anhand von klinischen Symptomen diagnostizieren können.

Seit 2011 können auch Bürger das RKI dabei unterstützen, ein ge-
naueres Bild über die Influenza-Aktivität zu gewinnen: Über das 
Online-Portal GrippeWeb können sie berichten, ob sie an einer 
akuten Atemwegserkrankung – einschließlich grippeähnlicher 
Symptome – leiden. Je mehr Teilnehmer die wöchentlichen Fragen 
beantworten, umso zuverlässiger kann der saisonale Verlauf von 
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Erkältungskrankheiten und grippeähnlichen Erkrankungen ver-
folgt werden. 

Für die Situationseinschätzung müssen die Wissenschaftler des RKI 
alle Datenquellen zusammen bewerten. Ihre Ergebnisse veröffent-
lichen sie auf der Internetseite der Arbeitsgemeinschaft Influenza 
unter https://influenza.rki.de Die Aktivität an akuten Atemwegs- 
erkrankungen wird regional aufgeschlüsselt und auf einer Karte 
dargestellt. Nachdem die Grippewelle abgeebbt ist, schätzen die 
Wissenschaftler, wie viele Patienten mehr als sonst wegen akuter 
Atemwegserkrankungen den Arzt aufgesucht haben. Diese Zahl 
entspricht vermutlich in etwa der Zahl der arztpflichtigen Influenza-
Erkrankungen. Demzufolge verursacht die Grippe in Deutschland 
jedes Jahr zwischen einer und fünf Millionen zusätzliche Arztkon-
sultationen. Daten des Bürgerportals GrippeWeb deuten aller-
dings darauf hin, dass nur jeder zweite Erkrankte zum Arzt geht. In 
Deutschland erkranken demnach während einer saisonalen Grippe- 
welle zwischen zwei und zehn Millionen Menschen an Influenza. 

Geschätzte Todesfälle durch Influenza

Ein maßgebliches Kriterium für die Schwere einer Grippewelle ist 
die Zahl der influenzaassoziierten Todesfälle. Diese Schätzung 
beruht auf der Mortalitätsstatistik des Statistischen Bundesamts. 
Üblicherweise wird die Zahl der mit dem Auftreten von Influenza  
zusammenhängenden Todesfälle auf dem Wege eines statisti-
schen Berechnungsverfahrens geschätzt, das – weltweit üblich – 
auf der sogenannten Übersterblichkeit (Exzessmortalität) beruht. 
Die influenzabedingte Sterblichkeit kann aus der Zahl der Gesamt-
todesfälle oder aus der Zahl der als „Pneumonie oder Influenza“ ko- 
dierten Todesfälle geschätzt werden. Dieser Ansatz wird gewählt, 
weil bei weitem nicht alle mit Influenza in Zusammenhang stehen-
den Todesfälle als solche erkannt oder gar labordiagnostisch be-
stätigt werden. 

Die Zahl der mit Influenza in Zusammenhang stehenden Todesfäl-
le wird – vereinfacht dargestellt – als die Differenz berechnet, die 
sich ergibt, wenn von der Zahl aller Todesfälle, die während der In-
fluenzawelle auftreten, die Todesfallzahl abgezogen wird, die (aus 
historischen Daten berechnet) aufgetreten wäre, wenn es keine In-
fluenzawelle gegeben hätte. Wie in vielen anderen Ländern wird in 
Deutschland die Zahl der Gesamttodesfälle für die Schätzung ver-
wendet. Die Übersterblichkeit bei den einzelnen Grippewellen kann 
stark schwanken. Die meisten Todesfälle in den letzten zehn Jahren 
gab es mit geschätzten 20 600 im Winter 2012/13.

Ein anderes, viel diskutiertes Beispiel sind nosokomiale, das heißt 
im Krankenhaus erworbene Infektionen. Ausführliche Kranken-
hausdaten des Statistischen Bundesamts – wie etwa die Bele-
gungstage, die Gesamtzahl der Patienten und der durchgeführten 
Eingriffe, die Größe der Krankenhäuser – ermöglichen es den RKI-
Experten, den Umfang des Problems in Deutschland abzuschätzen. 

Nach einer Bevölkerungsvorausberechnung der Statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder wird im Jahr 2030 gut ein Drittel 
der Einwohner in Deutschland 60 Jahre oder älter sein. Durch den  
steigenden Anteil von älteren Menschen in der Bevölkerung könnte 
sich die Zahl der Krankenhausfälle bis 2030 von jetzt 18 Millionen 
auf 19,3 Millionen Fälle erhöhen. Selbst bei gleichbleibender noso-
komialer Infektionsrate wäre somit mit einem Anstieg der absolu-
ten Zahl nosokomialer Infektionen zu rechnen. 

Wie geht es Deutschland?

Neben dem Infektionsschutz ist das Gesundheitsmonitoring die 
zweite zentrale Aufgabe des Robert Koch-Instituts. Das Institut 
und das Statistische Bundesamt sind gemeinsam für die Gesund-
heitsberichterstattung des Bundes verantwortlich: Dabei werden 
Informationen zur gesundheitlichen Situation der Menschen in 
Deutschland erhoben und eine umfassende Datenbasis für ge-
sundheitspolitische Entscheidungen geschaffen. Alle Aspekte des 
Gesundheitswesens werden dabei abgedeckt. 

Das Robert Koch-Institut führt im Gesundheitsmonitoring regelmä-
ßig drei umfassende Studien durch. Die Studie zur Gesundheit Er-
wachsener in Deutschland (DEGS) erfasst die gesundheitliche Lage 
von Frauen und Männern zwischen 18 und 79 Jahren. Kinder und 
Jugendliche werden in der KiGGS-Studie untersucht. Die DEGS- und 
KiGGS-Teilnehmer werden dabei nicht nur befragt, unter anderem 
zum gesundheitlichen Status, zu Risikoverhalten und Lebensum-
feld, sondern auch medizinisch untersucht. KiGGS und DEGS sind 
Langzeitstudien. Viele Teilnehmer haben bereits einmal teilgenom-
men und werden auch bei zukünftigen Befragungen erneut einge-
laden. Dies ermöglicht über die Jahre „Längsschnitt-Analysen“, die 
für die Ursachenanalyse von Erkrankungen wichtig sind. Darüber 
hinaus führen Mitarbeiter des RKI aktuelle Gesundheitsbefragun-
gen (GEDA) telefonisch oder online durch. Mit variierenden themati-
schen Schwerpunkten lassen sich auf diese Weise innerhalb kurzer 
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Zeit Daten für aktuelle gesundheitspolitische Fragestellungen ge-
winnen, zum Beispiel zu Influenza-Impfquoten. 

Die Daten, die das RKI und das Statistische Bundesamt im Rah-
men der Gesundheitsberichterstattung (GBE) erheben, bilden 
die Grundlage einer Vielzahl von Publikationen – zum Beispiel 
GBE-Themenhefte, in denen Fragestellungen von Adipositas 
über Rückenschmerzen bis Zwölffingerdarmgeschwüre hand-
lungsorientiert und übersichtlich präsentiert werden. RKI und 
das Statistische Bundesamt liefern auch Daten an die Europäi-
sche Kommission. 

Daten für Taten

Auf europäischer und internationaler Ebene ist das Robert Koch-
Institut in vielfältiger Weise aktiv, zum Beispiel in Form von Gremien- 
arbeit beim Europäischen Zentrum für Krankheitskontrolle und 
Prävention (ECDC), als WHO-Referenzlabore, durch zahlreiche For-
schungskooperationen und bei Ausbruchsuntersuchungen. Das 
RKI unterstützt auch die internationalen Bemühungen, die Ebola- 
Epidemie vor Ort in Westafrika zu bekämpfen. So waren zum Bei-
spiel Wissenschaftler des RKI gleich nach Bekanntwerden des Aus-
bruchs nach Guinea gereist und konnten rekonstruieren, wie sich 
ein kleiner Junge wahrscheinlich angesteckt hat und Ausgangspunkt 
für den bisher größten Ebola-Ausbruch wurde.

Gesundheitsdaten sind eine wichtige Grundlage für die Gesund-
heitspolitik. Daten aus KiGGS zum Beispiel nutzten die Initiative 
des Bundesministeriums für Gesundheit „Leben hat Gewicht“ und 
der aktuelle Nationale Aktionsplan IN FORM zur Prävention von Fehl- 
ernährung, Bewegungsmangel, Übergewicht und damit zusammen-
hängenden Krankheiten. Mit Public Use Files stehen die mit öffent-
lichen Mitteln finanzierten Datensätze auch rasch für Auswertun-
gen anderer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bereit und  
können weitere Daten für Taten liefern.

Karten der Aktivität akuter respiratorischer Erkrankungen in Deutschland (ARE-Aktivität).

Das Robert Koch-Institut ermittelt, wie häufig bei HIV-Patienten Erkrankungen  
wie zum Beispiel das Kaposi-Sarkom auftreten, was Aufschluss über die 
Schwere des Verlaufs von HIV-Erkrankungen gibt. Darüber hinaus erfasst das 
RKI laborbestätigte HIV-Neudiagnosen. Einige der Daten können über  
www.gbe-bund.de abgerufen werden.

stark erhöht

deutlich erhöht

moderat erhöht

geringfügig erhöht

normal
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Personalentwicklung im Statistischen Bundesamt hat die Aufgabe, 
die Fähigkeiten der Beschäftigten zu erkennen, zu erhalten und 
bestmöglich zu entwickeln. Zur Weiterqualifikation der Beschäftig- 
ten trägt das Team der Internen Fortbildung bei, das seit 2013  
E-Learning Module schrittweise erweitert. 

Personalentwicklung 
und Fortbildung
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Neue Instrumente der Personalentwicklung

2014 wurden neue, hausinterne Assessment Center eingeführt. Als 
modernes Instrument der Personalentwicklung finden Assessment 
Center für die erstmalige Übernahme einer Dauerstelle im gehobe-
nen Dienst und höheren Dienst statt. Auch für die erstmalige Leitung 
eines Referates wird die erfolgreiche Teilnahme an einem Assess-
ment Center vorausgesetzt. Neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
werden im Statistischen Bundesamt aktiv durch ein Einführungs-
lehrgang und ein Mentoringprogramm unterstützt. 

Das Feedback der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter regelmäßig ein-
zuholen, ist Bestandteil der Führungskultur im Statistischen Bundes-
amt. Aus den Ergebnissen der Mitarbeiterbefragung 2013 wurden 
Handlungsfelder, Ziele und konkrete Maßnahmen durch die einzel-
nen Gruppen und Abteilungen entwickelt. Mit der Umsetzung wur-
de im Laufe des letzten Jahres begonnen und von der Amtsleitung 
unterstützend und beratend begleitet. Aus den Befragungen wurden 
zudem neue Handlungsoptionen und Maßnahmen für die Personal-
entwicklung abgeleitet. Neben der Befragung von Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen wird regelmäßig eine Vorgesetztenrückmeldung 
durchgeführt. Verbindliche Kooperationsgespräche und die Förde-
rung von Kompetenzen, um die berufliche Flexibilität zwischen den 
einzelnen Arbeitsbereichen zu erhöhen, sind weitere feste Bestand-
teile der Personalentwicklung.

Individuelle Fortbildung durch E-Learning

Wer im Statistischen Bundesamt arbeitet, hat viele Möglichkeiten 
sich weiterzubilden. Ein umfangreiches Seminarprogramm bietet 
Inhouse-Schulungen zu Informationstechnik und Datensicherheit, 
Fremdsprachen, Soft Skills und speziellen Fachthemen. Das Pro-
gramm wird durch externe Fortbildungen unter anderem an der Bun-
desakademie für öffentliche Verwaltung und auf europäischer Ebene 
erweitert. Auch mit den Statistischen Ämtern der Länder werden 
zahlreiche gemeinsame Fortbildungsveranstaltungen durchgeführt.

Die Fortbildung des Statistischen Bundesamtes wird schrittweise um 
E-Learning-Maßnahmen ergänzt. Seit 2014 steht allen Beschäftigten 
hierfür eine eigene Lernplattform zur Verfügung. Dieses E-Learning 
System ermöglicht einen komfortablen Zugriff auf eine stetig wach-
sende Anzahl von Lerninhalten. Bis Ende 2015 entwickelt das Statis-
tische Bundesamt gemeinsam mit den Statistischen Ämtern der Län-
der das Lernprogramm „Einführung in die amtliche Statistik“. In 18 
E-Learning Modulen erhalten Interessierte einen detaillierten Über-
blick über organisatorisch-rechtliche sowie statistisch-methodische 
Grundlagen. 

Durchschnittlich 2,5 Tage haben sich die Beschäftigten 2014 ins-
gesamt fortgebildet. Neben etwa 150 Inhouse-Schulungen koordi-
nierte das Statistische Bundesamt u. a. 55 gemeinsame Seminare 
mit den Statistischen Ämtern der Länder und 17 Veranstaltungen 
der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung.

Neue Ausbildungsgänge für mehr Flexibilität

Seit August 2014 bietet das Statistischen Bundesamt in einer Pilot-
phase den neuen Ausbildungsberuf „Kaufmann/Kauffrau für Büro-
management“ mit den Wahlqualifikationen „Personalwirtschaft und 
Assistenz“ sowie „Sekretariat“ an. Das neue Berufsbild ist ein Zusam-
menschluss der bisherigen Ausbildungsberufe „Fachangestellte/-r 
für Bürokommunikation“, „Bürokaufleute“ und „Kaufleute für Büro-
kommunikation“. Die optimierten Ausbildungsinhalte erhöhen die 
Chancen und berufliche Flexibilität für Auszubildende des öffentli-
chen Sektors: Sie können sich mit den neuen Ausbildungsinhalten 
später auch in der Privatwirtschaft erfolgreicher bewerben. Die Pilot- 
phase verläuft vielversprechend und in enger Abstimmung mit den 
Berufsschulen, dem Bundesverwaltungsamt und den sonstigen  
Partnern (Ausbildungsverbünde). Die dualen Ausbildungen „Fach- 
informatiker/-in (Anwendungsentwicklung)“ und „Fachangestellte 
für Markt- und Sozialforschung“ werden wie bisher durchgeführt.

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Mit flexibler Arbeitszeitgestaltung, verschiedenen Telearbeitsmo-
dellen und einem variablen Angebot an Teilzeitmodellen ermög-
licht das Statistische Bundesamt, Arbeit und Privatleben besser zu 
vereinbaren. Für Betreuungsengpässe steht ein gut ausgestattetes 
Eltern-Kind-Zimmer zur Verfügung. 2014 waren 20 % aller Beschäf-
tigten in Elternzeit männlich.
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Für das Jahr 2014 beliefen sich 
die veranschlagten Haushalts-
mittel des Statistischen Bundes-
amtes auf 156,8 Millionen Euro. 
Das entspricht einem Anteil von 
2,7 % am Haushalt des Bundes-
ministeriums des Innern und 
0,05 % am Gesamthaushalt der 
Bundesrepublik Deutschland.

Haushalt
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Veranschlagte Ausgaben des  
Statistischen Bundesamtes 2014  

in %

156 800 000 Euro

17

79

4

Personal: 123 800 000 Euro

Sachausgaben: 26 600 000 Euro

Investitionen: 6 500 000 Euro



Die Personalausgaben für rund 2 430 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Statistischen Bundesamtes betrugen 123,8 Millionen 
Euro, das sind 79 % des Gesamtbudgets 2014. Für Sachausgaben 
wurden 26,6 Millionen Euro veranschlagt, das entspricht rund 17 % 
der Ausgaben insgesamt. Investitionen für Informationstechnolo-
gie und die Sanierung des Dienstsitzes in Wiesbaden machten mit 
6,5 Millionen Euro einen Anteil von 4 % aus. 

Von den ursprünglich laut Finanzplan vorgesehenen Mitteln in Höhe 
von 156,8 Millionen Euro wurden im Laufe des Jahres Einsparungen 
von 5,3 Millionen Euro im Rahmen der sogenannten „globalen Min-
derausgabe“ erbracht.

2014 bestand durch die Regierungsneubildung nach der Bundes-
tagswahl zunächst eine lange vorläufige Haushaltsführung. Mitte 
Juli 2014 trat das Haushaltsgesetz in Kraft: Bis dahin waren nur 
Ausgaben möglich, die rechtlich verpflichtend oder zur Aufrechter-
haltung des Dienstbetriebes notwendig waren. Anschließend galt 
bis September 2014 eine Bewirtschaftungssperre. Der Spielraum 
für Ausgaben war weiter eingeschränkt und ein ähnliches Vorgehen 
wie bei der vorläufigen Haushaltsführung notwendig.

In den letzten Jahren ist der Anteil der Personalausgaben trotz ge-
sunkener Mitarbeiterzahl leicht gestiegen. Seit 2007 verlief die 
Entwicklung jedoch nicht stetig. Hintergrund ist unter anderem die 
Bündelung des IT-Betriebs (IT-Konsolidierung), bei der insgesamt 
rund 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Bundesstelle für In-
formationstechnik (BIT) gewechselt sind. 11 Millionen Euro wurden 

für Personal, Sachausgaben und Investitionen vom Statistischen 
Bundesamt an die BIT übertragen. 

Die Investitionsausgaben basieren hauptsächlich auf der Ge-
samtsanierung der Liegenschaft in Wiesbaden. Die Sanierungsar-
beiten wurden in zwei Bauabschnitten von Oktober 2005 bis Juni 
2013 durchgeführt.

Zusätzliche Haushaltsgelder oder Stellen erhält das Statistische Bun-
desamt für sogenannte „Sondertatbestände“. Das sind Aufgaben, 
die im politischen Fokus stehen und mit den vorhandenen Mitteln 
nicht bewältigt werden können. In den vergangenen Jahren wurden 
unter anderem Mittel für den Zensus 2011, die Bürokratiekosten- 
messung, die Statistik über die Grundsicherung im Alter und die 
Qualitätssicherung bei den Staatsfinanzstatistiken zur Verfügung 
gestellt.

Eine Reihe von Projekten wird im Auftrag der Bundesressorts durch-
geführt und finanziert. So beispielsweise der Bildungs- und Bil-
dungsfinanzbericht vom Bundesbildungsministerium, die Befragung 
zu Promovierenden oder die Studie zur Zeitverwendung. Durch den 
Zuschlag von „EU grants“ kann das Statistische Bundesamt weitere 
Projekte bearbeiten. Hier ermöglicht Eurostat, das Statistische Amt 
der EU, mit einer Co-Finanzierung zeitlich befristete Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu gewinnen. Drittmittel werden durch Aufträge von 
Unternehmen oder weiteren Dritten durch Sonderauswertungen ein-
genommen, die nicht durch das gesetzlich festgelegte Statistikpro-
gramm abgedeckt sind: 2014 waren das 8,4 Millionen Euro.
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Beate Glitza
Informationstechnik, Mathematisch- 
statistische Methoden

7

Irmtraud Beuerlein
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 
Preise

10

Peter Schmidt
Unternehmensregister, Verdienste,  
Industrie, Dienstleistungen 

9

Dr. Ruth Brand
Gesundheit, Soziales, Bildung,  
Private Haushalte

3
Dr. Sabine Bechtold
Bevölkerung, Zensus, Finanzen  
und Steuern, Arbeitsmarkt

8

Dieter Sarreither
Vizepräsident, stellvertretender  
Bundeswahlleiter

5

Angela Schaff 
Landwirtschaft, Umwelt, Außenhandel 

2

Sibylle von Oppeln-Bronikowski
Strategie und Planung,  
internationale Beziehungen,  
Forschung und Kommunikation

1 Jürgen Chlumsky
Verwaltung, Bürokratiekostenmessung

6

Roderich Egeler
Präsident und Bundeswahlleiter

4

3
4

71 2
6 9

8 10

5
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Kontakt

www.destatis.de

Zentraler Auskunftsdienst
Telefon: +49 (0) 611 / 75 24 05
www.destatis.de/kontakt
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Telefon: +49 (0) 611 / 75 34 44
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